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2 4 3 . Bundesgesetz: Verkehr mit Obstpflanzgut.
2 4 4 . Verordnung: Verwendung der nach § 90 Abs. 1 lit. b der Dienstpragmatik verhängten Geldbußen.
2 4 5 . Verordnung: Erlassung der Geschäftsordnung des Paritätischen Ausschusses für Karteliangelegenheiten.
2 4 6 . Kundmachung: Berichtigter Mitgliederstand zum Abkommen von Neuchâtel über die Erhaltung oder die

Wiederherstellung der durch den 2. Weltkrieg beeinträchtigten gewerblichen Eigentumsrechte.
2 4 7 . Kundmachung: Ratifikation des Protokolls über eine Abänderung des Abkommens über die Internationale

Zivilluftfahrt durch Kanada.

2 4 3 . Bundesgesetz vom 30. Oktober 1958
über den Verkehr mit Obstpflanzgut.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 1. (1) Obstpflanzgut — das sind alle zur
Heranzucht bestimmten Obstgehölze, soweit sie
zur Fruchtnutzung geeignet sind, sowie alle Arten
von Veredlungsunterlagen für solche Obst-
gehölze — darf nur feilgehalten, veräußert oder
sonst in Verkehr gesetzt werden, wenn es je
Verkaufseinheit mit einem Anhänger versehen
ist, der nachstehende Angaben enthält:

a) die Sorte und die Unterlage des Obstpflanz-
gutes;

b) bei Inlandsware die Güteklasse A oder B;

c) bei Inlandsware den Namen und die An-
schrift der Baumschule, in der das Pflanz-
gut herangezogen worden ist; handelt es
sich um Pflanzgut, das in einer anerkannten
Markenbaumschule (§ 4 Abs. 2) herange-
zogen worden ist, so ist auch die Kontroll-
nummer (§ 5 Abs. 6) dieser Baumschule
anzugeben; der Name und die Anschrift
dieser Baumschule können entfallen, wenn
sie das Pflanzgut nicht selbst an Verbrau-
cher in Verkehr setzt;

d) bei Auslandsware das Herkunftsland sowie
Name und Anschrift des Betriebes, der die
Ware im Inland in Verkehr setzt.

(2) Die Angaben gemäß Abs. 1 müssen der
Wahrheit entsprechen.

(3) Die näheren Vorschriften über den An-
hänger und die Ar t seiner Anbringung erläßt
das Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft durch Verordnung.

§ 2. (1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft setzt durch Verordnung ein Bun-
dessortiment und Gebietssortimente fest.

(2) In das Bundessortiment sind die Arten und
Sorten von Obstpflanzgut aufzunehmen, die sich

nach den fachlichen Erfahrungen als für das Bun-
desgebiet besonders geeignet erwiesen haben.

(3) In die Gebietssortimente sind die Arten
und Sorten von Obstpflanzgut aufzunehmen, die
sich nach den fachlichen Erfahrungen als für das
Gebiet, für das das Sortiment festgesetzt wird,
besonders geeignet erwiesen haben. Gebietssorti-
mente sind nur für Gebiete festzusetzen, für die
vom Standpunkt des Obstbaues aus ein Bedarf
nach solchen besteht.

§ 3. (1) Die Gütemerkmale der Klassen A
und B werden vom Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft durch Verordnung festge-
setzt. Hiebei kommen insbesondere in Betracht:

a) die Unterlage des Obstpflanzgutes;
b) die Eigenschaften des Obstpflanzgutes (wie

Gesundheitszustand, Unversehrtheit, Form,
Abmessungen, Triebzahl, Wüchsigkeit, Be-
wurzelung);

c) die Sortierung des Obstpflanzgutes.

(2) Obstpflanzgut, das gemäß den Bestim-
mungen der nach Abs. 1 zu erlassenden Verord-
nung nach fachlichen Gesichtspunkten besonders
gute Eigenschaften aufweist, zählt zur Güte-
klasse A, sofern es aus einer anerkannten Mar-
kenbaumschule (§ 4 Abs. 2) stammt.

(3) Obstpflanzgut, das den in der nach Abs. 1
zu erlassenden Verordnung nach fachlichen
Gesichtspunkten festgesetzten Mindestanforde-
rungen entspricht, zählt zur Güteklasse B.

(4) Bis zum 1. Juli eines jeden Jahres ist zu
vernichten

a) Obstpflanzgut, das den festgesetzten Min-
destanforderungen der Güteklasse B nicht
entspricht (Ausschußware), in den ver-
kaufsfertigen Quartieren und

b) Obstpflanzgut, das nach Beendigung des
Frühjahrsverkaufs in den Einschlagplätzen
belassen wurde (überständige Ware).

(5) Obstbäume, die vor dem 1. Oktober eines
jeden Jahres ausgegraben werden, und Beeren-
obstgehölze, die vor dem 15. September eines
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jeden Jahres ausgegraben werden, dürfen nicht
in Verkehr gesetzt werden.

§ 4. (1) Baumschulen, das sind Betriebe, die
Obstpflanzgut heranziehen, um es in Verkehr
zu setzen, dürfen Obstpflanzgut von Sorten, die
nicht in das Bundes- oder in ein Gebietssorti-
ment aufgenommen sind, nur in einer Stückzahl
heranziehen, die 10 v. H. der jeweiligen Pro-
duktion des Betriebes nicht überschreitet.

(2) Baumschulen sind auf schriftlichen Antrag
des Betriebsinhabers als Markenbaumschulen an-
zuerkennen, wenn gegen die Baumschule vom
Standpunkt einer einwandfreien Heranzucht des
Obstpflanzgutes, eines einwandfreien Pflanzen-
schutzes und einer einwandfreien Betriebsfüh-
rung keine Bedenken bestehen (§ 5).

§ 5. (1) Der Antrag auf Anerkennung gemäß
§ 4 Abs. 2 ist bei der Landwirtschaftskammer
einzubringen, in deren örtlichem Wirkungs-
bereich der Standort des Hauptbetriebes liegt; er
hat die Angaben zu enthalten, die zur Feststel-
lung der gemäß § 4 Abs. 2 geforderten Voraus-
setzungen notwendig sind. Die näheren Vor-
schriften über den Antrag erläßt das Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft durch
Verordnung.

(2) Die Landwirtschaftskammer hat einen
Augenschein durchzuführen.

(3) Ist die Landwirtschaftskammer der Auffas-
sung, daß die Anerkennung zu verweigern oder
nur unter Vorschreibung von Bedingungen oder
Auflagen oder befristet zu bewilligen sei, so hat
sie binnen einer Woche nach der Besichtigung
der Baumschule einen dahingehenden begrün-
deten Antrag an die örtlich zuständige Bezirks-
verwaltungsbehörde zu richten; diese hat über
diesen Antrag und über den Anerkennungsantrag
in einem Bescheide abzusprechen. In dem Be-
scheid dürfen Bedingungen und Auflagen gesetzt
werden, die zur Heranzucht eines einwandfreien
Obstpflanzgutes sowie zur Erzielung eines ein-
wandfreien Pflanzenschutzes und einer einwand-
freien Betriebsführung notwendig sind.

(4) Abgesehen von den Fällen des Abs. 3 spricht
die Landwirtschaftskammer im übertragenen
Wirkungsbereich die Anerkennung mit Bescheid
aus.

(5) Auf das Anerkennungsverfahren vor den
Landwirtschaftskammern finden die Bestim-
mungen des Allgemeinen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes 1950, BGBl. Nr . 172, Anwendung.
Die Landwirtschaftskammern sind bei der
Durchführung des Anerkennungsverfahrens an
die Weisungen des Landeshauptmannes gebun-
den.

(6) Wird die Anerkennung ausgesprochen, so
hat die Landwirtschaftskammer der Baumschule
eine Kontrollnummer zuzuteilen. Die Landwirt-
schaftskammer hat alljährlich in ihrem Publi-
kationsorgan eine Liste der in ihrem örtlichen

Zuständigkeitsbereich bestehenden anerkannten
Markenbaumschulen zu veröffentlichen; hiebei
sind auch die Kontrollnummern anzuführen.

(7) Kommen Umstände hervor, die die Ab-
lehnung des Ansuchens auf Anerkennung be-
gründet hätten, oder treten solche Umstände
nach erfolgter Anerkennung ein, so ist auf An-
trag der Landwirtschaftskammer die Anerken-
nung von der Bezirksverwaltungsbehörde zu-
rückzunehmen.

§ 6. Ha t sich der Lieferer die Lieferung von
anderen als bestellten Sorten (Ersatzsorten) vor-
behalten, so darf er, falls eine andere Verein-
barung nicht getroffen worden ist, nicht mehr
als 10 v. H. der Gesamtlieferung in Ersatzsorten
liefern.

§ 7. (1) Unbeschadet einer nach anderen Ge-
setzen allenfalls notwendigen Einfuhrbewilligung
darf Obstpflanzgut nur auf Grund einer vom
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft erteilten Bewilligung über die Grenzen des
österreichischen Zollgebietes eingeführt werden.

(2) Die Bewilligung gemäß Abs. 1 ist zu er-
teilen, wenn das einzuführende Obstpflanzgut
mindestens die Gütemerkmale der Güteklasse B
besitzt und mindestens zu 90 v. H . Sorten an-
gehört, die in das Bundes- oder in ein Gebiets-
sortiment aufgenommen sind. Sofern das Inter-
esse der Versorgung des österreichischen Obst-
baues mit einwandfreiem Obstpflanzgut dies er-
fordert, kann die Bewilligung befristet und mit
der Auflage erteilt werden, daß das Obstpflanz-
gut nur für bestimmte Zwecke und für be-
stimmte Gebiete in Verkehr gesetzt werden darf.

(3) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft kann die Befugnis zur Erteilung
der Bewilligung gemäß Abs. 1 durch Verordnung
allgemein oder für bestimmte Arten von Obst-
pflanzgut auf die Landeshauptmänner übertragen.

§ 8. (1) Die Einhaltung der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes und der auf Grund dieses
Bundesgesetzes ergangenen Verordnungen ist zu
überwachen:

a) von den Organen des amtlichen Pflanzen-
schutzdienstes (§ 9 des Pflanzenschutzge-
setzes, BGBl. Nr . 124/1948) in Unterord-
nung unter den Landeshauptmann;

b) von den Landwirtschaftskammern in Un-
terordnung unter den Landeshauptmann.

(2) Die Organe gemäß Abs. 1 lit. a dürfen in
Ausübung ihres Amtes jederzeit Erzeugungs- und
Lagerstätten, Einschlagplätze und Verkaufsräume
von Baumschulen und Handelsbetrieben, die
Obstpflanzgut führen, sowie Transportmittel be-
treten, soweit dies zur Überwachung der Ein-
haltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
und der auf Grund dieses Bundesgesetzes ergan-
genen Verordnungen notwendig ist. Auf Ver-
langen ist ihnen der Zutr i t t zu den genannten
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Orten zu gestatten und Einsicht in die einschlä-
gigen Aufzeichnungen des Betriebes zu gewähren.
Geforderte Auskünfte sind ihnen wahrheitsge-
mäß zu erteilen.

(3) Den Organen der Landwirtschaftskammern
stehen die Befugnisse gemäß Abs. 2 gegenüber
den Baumschulen zu.

§ 9. Die Organe der im § 8 Abs. 1 genannten
Stellen haben die ihnen bei Ausübung ihres
Amtes bekanntgewordenen Tatsachen, deren Ge-
heimhaltung im wirtschaftlichen Interesse von
Personen oder Unternehmen geboten ist — außer
in den Fällen dienstlicher Berichterstattung oder
der Anzeige strafbarer Handlungen — selbst
nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses ge-
heimzuhalten. Sie dürfen die Kenntnis solcher
Tatsachen nicht zu ihrem oder eines anderen Vor-
teil verwenden.

§ 10. (1) Zuwiderhandlungen gegen die Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes oder der auf Grund
dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen
werden, sofern die Tat nicht nach anderen Vor-
schriften einer strengeren Strafe unterliegt,
als Verwaltungsübertretung mit Geld bis zu
30.000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit
Arrest bis zu sechs Wochen bestraft.

(2) Bei Bestrafungen nach Abs. 1 kann auf
den Verfall des unrichtig oder unvollständig be-
zeichneten Obstpflanzgutes erkannt werden.
Ware, die entgegen den Bestimmungen des § 3
Abs. 4 und 5 feilgehalten, veräußert oder sonst
in Verkehr gesetzt wird, ist für verfallen zu er-
klären. Über die Verwendung der für verfallen
erklärten Ware entscheidet die Bezirksverwal-
tungsbehörde nach Anhörung der zuständigen
Landwirtschaftskammer.

§ 11. Wer vorsätzlich eine Tatsache, die ihm in
seiner Eigenschaft als Kontrollorgan (§ 8) be-
kanntgeworden ist und deren Geheimhaltung im
geschäftlichen Interesse des Betriebsinhabers ge-
boten ist, unbefugt offenbart oder deren Kennt-
nis zu seinem oder eines anderen Vorteil verwer-
tet, wird, sofern die Tat nicht nach anderen Vor-
schriften einer strengeren Strafe unterliegt, vom
Gericht wegen Vergehen mit Arrest von drei
Wochen bis zu zwei Jahren bestraft.

Artikel II.

Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß -
b e s t i m m u n g e n .

§ 12. (1) Obstpflanzgut von Sorten, die nicht
in das Bundes- oder in ein Gebietssortiment auf-
genommen sind, darf, sofern es vor Wirksam-
keitsbeginn der gemäß § 2 Abs. 1 zu erlassenden
Verordnung veredelt oder sonst baumschulmäßig
behandelt worden ist, drei Jahre ab Wirksam-
keitsbeginn dieser Verordnung ohne die Beschrän-
kung gemäß § 4 Abs. 1 weiter herangezogen
werden.

(2) Bis zum Wirksamkeitsbeginn der gemäß § 2
Abs. 1 und § 3 Abs. 1 zu erlassenden Verord-
nungen ist für die Einfuhr von Obstpflanzgut
eine Bewilligung gemäß § 7 Abs. 1 nicht erfor-
derlich.

§ 13. Auf Obstpflanzgut finden die Bestimmun-
gen der §§ 32 und 33 des Bundesgesetzes vom
26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen den
unlauteren Wettbewerb, in der Fassung des
Wettbewerbsrechts-Überleitungsgesetzes, BGBl.
Nr. 145/1947, keine Anwendung.

§ 14. Die Bestimmungen der §§ 59 e und 62
Abs. 2 der Gewerbeordnung sowie des § 12
Abs. 2 lit. q des Hausierpatentes vom 4. Sep-
tember 1852, RGBl. Nr. 252, in der Fassung des
Bundesgesetzes vom 12. Juli 1929, BGBl. Nr. 252,
bleiben unberührt.

Artikel III.

§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist hinsichtlich des § 8 Abs. 2, soweit
dadurch Gewerbetreibende betroffen werden,
das Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Handel und Wiederaufbau, hinsichtlich
des § 11 das Bundesministerium für Justiz und
hinsichtlich der übrigen Bestimmungen das Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft
betraut.

Schärf
Raab Thoma Bock Tschadek

2 4 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für Inneres vom 31. Oktober. 1958, betref-
fend die Verwendung der nach § 90 Abs. 1
lit. b der Dienstpragmatik verhängten Geld-

bußen.
Auf Grund des § 91 Abs. 4 der Dienstprag-

matik, RGBl. Nr. 15/1914, wird verordnet:
Geldbußen, die nach § 90 Abs. 1 lit. b der

Dienstpragmatik unter Bedachtnahme auf die
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 18. Juli
1957, BGBl. Nr. 170/1957, betreffend die Erhö-
hung der Geldbußen für Ordnungswidrigkeiten,
über Beamte des Personalstandes der Bundespoli-
zeibehörden und Polizeiorgane verhängt werden,
sind an den Wohlfahrtsfonds der Bundespolizei
Wien zu überweisen.

Helmer

2 4 5 . Verordnung der Bundesministerien
für Handel und Wiederaufbau und für soziale
Verwaltung vom 31. Oktober 1958, mit der
die Geschäftsordnung des Paritätischen Aus-
schusses für Kartellangelegenheiten erlassen

wird.
Auf Grund des § 9 a des Kartellgesetzes, BGBl.

Nr. 173/1951, in der Fassung des Art. I Z. 6 der
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3. Kartellgesetznovelle, BGBl. Nr . 136/1958, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Justiz verordnet:

§ 1. Der Vorsitzende (Stellvertreter) des Pari-
tätischen Ausschusses für Kartellangelegenheiten
hat den Mitgliedern des Paritätischen Ausschusses
in den Fällen des § 9 a Abs. 4 lit. a und b des
Kartellgesetzes unverzüglich eine Abschrift der
Voranmeldung des Kartellbevollmächtigten oder
der Aufforderung des Kartellgerichtes zuzustel-
len.

§ 2. Der Paritätische Ausschuß kann zu seinen
Sitzungen Sachverständige beiziehen sowie den
Kartellbevollmächtigten und die Kartellteilneh-
mer einladen.

§ 3. (1) Über die Sitzungen des Paritätischen
Ausschusses ist ein Sitzungsprotokoll zu führen,
in das einzutragen sind:

1. Tag und Or t der Sitzung,
2. die anwesenden Mitglieder,
3. die Tagesordnung,
4. die gefaßten Beschlüsse oder die Äußerun-

gen der Mitglieder des Paritätischen Ausschusses
(§ 13 a Abs. 2 des Kartellgesetzes).

(2) Das Sitzungsprotokoll ist von allen anwe-
senden Mitgliedern des Paritätischen Ausschusses
zu unterfertigen.

(3) Je eine Ausfertigung ist den Mitgliedern
des Paritätischen Ausschusses zuzustellen.

§ 4. Die auf Grund der gefaßten Beschlüsse
dem Kartellgericht oder dem Kartellbevollmäch-
tigten zuzustellenden Gutachten oder, falls solche
nicht zustande kommen, die Äußerungen der
Mitglieder des Paritätischen Ausschusses (§ 13 a
Abs. 2 des Kartellgesetzes), sind unverzüglich
auszufertigen und von allen Mitgliedern, die an
der Sitzung teilgenommen haben, zu unterfer-
tigen.

§ 5. Die Büro- und sonstigen Verwaltungs-
kosten des Paritätischen Ausschusses werden von
der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft,
die Kosten der Sachverständigengutachten von
der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft
und dem Österreichischen Arbeiterkammertag je
zur Hälfte getragen.

Bock Proksch

2 4 6 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 27. Oktober 1958 über den be-
richtigten Mitgliederstand zum Abkommen
von Neuchâtel über die Erhaltung oder die
Wiederherstellung der durch den 2. Welt-
krieg beeinträchtigten gewerblichen Eigen-

tumsrechte.

Nach dem Stand vom 22. Oktober 1958 ge-
hören dem Abkommen von Neuchâtel über die

Erhaltung oder die Wiederherstellung der durch
den 2. Weltkrieg beeinträchtigten Eigentums-
rechte vom 8. Feber 1947, BGBl. Nr. 190/1948,
folgende Staaten an:

Belgien, Brasilien, Ceylon, Dänemark (mit
Färöer), Dominikanische Republik, Finnland,
Frankreich, Griechenland, Indonesien, Irland,
Israel, Italien, Kuba, Libanon, Liechtenstein,
Luxemburg, Neuseeland (mit Westsamoa), Nie-
derlande (Königreich in Europa und über-
seeische Besitzungen), Norwegen, Polen, Por-
tugal, Schweden, Schweiz, Spanien (mit den
spanischen Kolonien), Südafrikanische Union,
Syrien, Tschechoslowakei, Türkei, Ungarn, Ver-
einigtes Königreich von Großbritannien und
Nordirland (mit Tanganyika, Trinidad und To-
bago).

Folgende Staaten haben auch das Schluß-
protokoll zu dem genannten Abkommen an-
genommen:

Dänemark (mit Färöer), Frankreich, Nor-
wegen, Schweden.

Folgende Staaten haben auch das Schluß-
protokoll und das zusätzliche Schlußprotokoll
angenommen:

Belgien, Brasilien, Ceylon, Dominikanische
Republik, Finnland, Griechenland, Israel, Italien,
Kuba, Libanon, Liechtenstein, Neuseeland (mit
Westsamoa), Niederlande (Königreich in Europa
und überseeische Besitzungen), Polen, Schweiz,
Spanien (mit den spanischen Kolonien), Süd-
afrikanische Union, Syrien, Tschechoslowakei,
Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich von
Großbritannien und Nordirland (mit Tan-
ganyika, Trinidad und Tobago).

Raab

2 4 7 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 30. Oktober 1958, betreffend die
Ratifikation des Protokolls über eine Abän-
derung des Abkommens über die Internatio-

nale Zivilluftfahrt durch Kanada.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretariates
der Internationalen Zivilluftfahrtorganisation
(ICAO) hat das Protokoll über eine Abänderung
des Abkommens über die Internationale Zivil-
luftfahrt, BGBl. Nr. 106/1957, ratifiziert:

Raab


